
 

 

Bekanntgabe nach § 5 Abs.2 UVPG über die Feststellung der UVP-Pflicht 

für ein Vorhaben der AWG Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH Wuppertal 

in Wuppertal 

Antrag der AWG Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH Wuppertal auf 

Genehmigung nach § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zur 

wesentlichen Änderung der Abfallverbrennungsanlage 

Bezirksregierung Düsseldorf Düsseldorf, den 18.02.2025 

53.02-0113340-0001-G16-0007/24 

Die AWG Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH Wuppertal hat mit Datum vom 14.01.2024, 

einen Antrag auf Genehmigung nach § 16 BImSchG zur wesentlichen Änderung der 

Abfallverbrennungsanlage (4. BImSchV, Anhang 1, Nr. 8.1.1.1) am Standort Korzert 

15 in 42349 Wuppertal gestellt.  

Die von der AWG Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH Wuppertal betriebene 

Abfallverbrennungsanlage besteht aus sechs Verbrennungslinien mit 

nachgeschalteten Rauchgasreinigungsanlagen. Die genehmigte 

Feuerungswärmeleistung beträgt 186°MWtherm. 

Das geplante Vorhaben umfasst den Einbau von zwei Wärmetauschern hinter die 

Rauchgasnachreinigungslinien und die Nutzung der abgeführten Wärme in der VE-

Wasser-Vorwärmung. 

Bei der beantragten wesentlichen Änderung der Abfallverbrennungsanlage der AWG 

Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH Wuppertal handelt es sich um ein Vorhaben nach 

Anlage 1, Ziffer 8.1.1.1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

Gemäß § 9 Abs. 3 Nr. 1 UVPG ist für das Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des 

Einzelfalls zur Feststellung der UVP-Pflicht durchzuführen. 

Dabei ist überschlägig zu prüfen, ob das Vorhaben unter Berücksichtigung der in 

Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 

haben kann, die nach § 25 Absatz 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen wären. 
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In den Antragsunterlagen wird insgesamt nachvollziehbar dargestellt, dass durch die 

Änderungen der Anlage keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die in § 1a 

der 9. BImSchV genannten Schutzgüter zu erwarten sind. Dieser Bewertung liegen 

insbesondere die folgenden Aspekte zugrunde: 

Das Betriebsgelände wird bereits langfristig für den Betrieb der 

Abfallverbrennungsanlage, einschließlich Peripherie und innerbetrieblichen 

Verkehrswegen, genutzt. Reichtum, Qualität und Regenerationsfähigkeit von Wasser, 

Boden, Natur (Tiere und Pflanzen) und Landschaft (Landschaftsbild, 

Landschaftsraum) werden durch das Vorhaben nicht nachteilig beeinflusst. Im 

Untersuchungsraum vorhandene besonders empfindliche schutzbedürftige oder nach 

Landesrecht geschützte Gebiete werden durch das Vorhaben nicht belastet. 

Der Standort der Anlage und bestehende Nutzungen werden nicht verändert. Die 

Wärmetauscher zur Temperaturabsenkung werden in die bestehenden Anlagenteile 

verbaut. Es werden keine weiteren Flächen versiegelt. 

Bei der beantragten Änderung wird die Schornsteinaustrittstemperatur auf ca. 110°C 

abgesenkt. Die sonstigen Betriebsparameter der Rauchgasreinigung werden nicht 

verändert, so dass die Rauchgaszusammensetzung unverändert bleibt. Die 

genehmigten Emissionsgrenzwerte an luftverunreinigenden Stoffen werden weiterhin 

eingehalten.  

Die Änderung der Anlage hat keine Auswirkung auf die Art und Menge der in der 

Verbrennungsanlage anfallenden Abwässer. Das Vorhaben erzeugt keine neuen 

Abfallarten bzw. –ströme. 

Gemäß § 5 Abs.1 UVPG stelle ich daher als Ergebnis der durchgeführten Vorprüfung 

fest, dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. 

Die Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

 

Im Auftrag 

gezeichnet 

Maria Grin 
 

 


